
I n h a l tten sein — was der Fall sein könnte, wenn sich die Be­
hauptung der Klägerin hinsichtlich der Zurverfügung­
stellung ihrer persönlichen Mittel voll bestätigt —, so 
könnte es bei der vom Kreisgericht erfolgten Verteilung 
der Gegenstände verbleiben. Für diesen Fall hätte die 
Klägerin einen angemessenen Geldausgleich zu leisten.
Aus diesen Gründen war das Urteil des Bezirksgerichts 
wegen Verletzung des § 39 FGB i. V. m. der OG-Richt- 
linie Nr. 24 aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.

§§ 1, 20 Abs. 3 FVerfO; § 119 BGB; § 514 ZPO.

1. Der Verzicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels 
gegen einen Beschluß über die Bestätigung eines Ver­
gleichs kann nicht widerrufen werden.
2. Im Interesse der Rechtssicherheit sind an die Anfech­
tung eines Verzichts auf Einlegung eines Rechtsmittels 
gegen die Bestätigung eines Vergleichs strenge Anforde­
rungen zu stellen. *
BG Suhl, Beschluß vom 17. Mai 1974 - 3 BFR 26/74.

Die Ehe der Parteien ist rechtskräftig geschieden wor­
den. Im Verfahren zur Verteilung des gemeinschaft­
lichen Eigentums und Vermögens schlossen sie im Ter­
min vom 18. Februar 1974 einen Vergleich, der vom 
Kreisgericht durch Beschluß gemäß § 20 Abs. 2 FVerfO 
bestätigt wurde. Nach ausführlicher Rechtsmittelbeleh­
rung erklärten beide Parteien Rechtsmittelverzicht.
Mit Schriftsatz vom 22. April 1974 erhob der Antrags­
gegner gegen den Bestätigungsbeschluß sofortige Be­
schwerde, und mit Schriftsatz vom 23. April 1974 ließ er 
erklären, daß er die Rechtsmittelverzichtserklärung 
widerrufe, weil er sie in Unkenntnis des Gesetzes abge­
geben habe. Er sei nicht durch einen Rechtsanwalt ver­
treten gewesen und fechte außerdem die Rechtsmittel­
verzichtserklärung wegen eines beachtlichen Rechts­
irrtums an.
Die sofortige Beschwerde hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Bei dem Verzicht auf ein zulässiges Rechtsmittel handelt 
es sich um eine Willenserklärung der Partei, die nach 
dem geltenden Prozeßrecht zulässig ist (vgl. § 1 FVerfO, 
§ 514 ZPO). Der Widerruf einer solchen Erklärung findet 
dagegen im Gesetz keine Stütze und kann im Interesse 
der Rechtssicherheit grundsätzlich nicht zugelassen 
werden.
Aus den gleichen Gründen müssen an die Wirksamkeit 
einer Anfechtung solcher Willenserklärungen besonders 
strenge Anforderungen gestellt werden. Um den Inhalt 
und die Wirkung des Verzichts auf ein Rechtsmittel zu 
erkennen, bedarf es keiner besonderen Rechtskennt­
nisse. Es muß von jedem Bürger verlangt werden, daß 
er sich auf einen Verhandlungstermin vor einem Gericht 
entsprechend vorbereitet und etwaige Zweifel klärt, 
bevor er Erklärungen abgibt, die prozessuale Wirkun­
gen auslösen.
Im vorliegenden Fall sind keinerlei Anzeichen dafür 
vorhanden, daß der Antragsgegner auf die ihm zu­
stehende Möglichkeit der sofortigen Beschwerde gegen 
den Beschluß, durch den der von ihm mit abgeschlos­
sene Vergleich bestätigt wurde, etwa nicht verzichten 
wollte. Auch sonstige stichhaltige Gründe für eine An­
fechtung seiner Verzichtserklärung sind nicht erkenn­
bar. Es muß deshalb davon ausgegangen werden, daß 
beide Parteien wirksam auf Rechtsmittel verzichtet 
haben und der Beschluß des Kreisgerichts mit dem Ver­
zicht rechtskräftig geworden ist.
Aus diesen Gründen mußte die sofortige Beschwerde 
gemäß § 574 ZPO verworfen werden.
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